
Herr Prof. Schulze, Sie sind Leiter des 
Bereichs Zahnärztliches Röntgen an der 
Universitätsmedizin Mainz. Was hat Sie 
zum Schwerpunkt Röntgen gebracht? 

Nach meinem Studium der Zahnmedi-
zin an der Universität München, einer An-
stellung in einer zahnärztlichen Praxis in 
Fürstenfeldbruck und einem sechsmona-
tigen Engagement in der Entwicklungs-
hilfe im Ausland, entschied ich mich für 

eine Spezialisierung als Oralchirurg an der 
MKG-Chirurgie der Universitätsmedizin 
Magdeburg. Von dort aus bewarb ich 
mich auf eine Stelle an der damaligen Po-
liklinik für Zahnärztliche Chirurgie an der 
Universitätsmedizin Mainz. Diese Stelle 
schloss, was für mich zunächst sekundär 
war, auch die Leitung der Röntgenabtei-
lung mit ein. So bin ich zu diesem „Thema“ 

gekommen. Mein technisches Interesse 
war jedoch schon immer groß – das liegt 
sicher auch daran, dass ich aus einer Inge-
nieursfamilie komme. Besonders die vie-
len Möglichkeiten des Forschens im Be-
reich Röntgen haben mich die ganzen 
Jahre immer wieder motiviert. Jetzt bin 
ich nun schon seit 1998, und damit seit 
über 20 Jahren, an der Universitätsmedi-
zin Mainz tätig. 

Lassen Sie uns das Thema Röntgendia-
gnostik in juristischer und medizini-
scher Hinsicht genauer beleuchten. 
Wann spricht man von einer rechtferti-
genden Indikation bei der zahnärztli-
chen Röntgendiagnostik?

Grundlegend muss man festhalten, 
dass seit dem 31. Dezember 2018 nicht 
mehr die Röntgenverordnung gilt, son-

dern das Strahlenschutzgesetz mit der da-
zugehörigen Strahlenschutzverordnung. 
Dort ist im § 83 des Strahlenschutzgeset-
zes die rechtfertigende Indikation bei der 
zahnärztlichen Röntgendiagnostik veran-
kert. Im Absatz 3 steht: „(…) dass die An-
wendung, also die Röntgenaufnahme, nur 
durchgeführt werden darf, wenn ein Arzt 
oder Zahnarzt mit der erforderlichen 
Fachkunde im Strahlenschutz entschie-
den hat, das und auf welche Weise die 
Anwendung durchzuführen ist (rechtferti-
genden Indikation)“. Diese erfordert „bei 
Anwendungen im Rahmen einer medizi-
nischen Exposition die Feststellung, dass 
der gesundheitliche Nutzen der einzelnen 
Anwendung gegenüber dem Strahlen-
risiko überwiegt“. Wichtig ist hierbei, dass 
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ausschließlich der Fachkundige über diese 
rechtfertigende Indikation entscheidet und 
kein Kassenrecht dies bestimmen darf. Ver-
wechselt wird in diesem Zusammenhang 
oft die rechtfertigende Indikation mit der 
medizinischen Indikation. Die medizini-
sche Indikation ist nur ein Bestandteil der 
rechtfertigenden Indikation. Die rechtfer-
tigende Indikation ist als Rechtsbegriff 
viel umfassender beschrieben und muss 
neben der medizinischen Entscheidung, 
eine Röntgenaufnahme machen zu wol-
len, auch noch weitere Parameter berück-
sichtigen, wie zum Beispiel, dass der 
„gesundheitliche Nutzen der einzelnen 
Anwendung gegenüber dem Strahlenri-
siko überwiegt“ und dass der Arzt, der die 
Indikation stellt, den Patienten persönlich 
vor Ort untersuchen kann. Die rechtferti-
gende Indikation ist also immer im Einzel-
fall zu entscheiden, mit der entsprechen-
den Fachkunde unter Beachtung der 
rechtlichen Grundlage. 

Wer darf die rechtfertigenden Indikatio-
nen in der Praxis festlegen? Welche Re-
gelung hinsichtlich anerkannter Fortbil-
dungsmaßnahmen gibt es?

Für das Röntgen benötigt man immer 
eine sogenannte Fachkunde im Strahlen-
schutz für das entsprechende Anwen-
dungsgebiet. Für die Zahnmedizin be-

deutet das im Normalfall intraorale 
Tubusaufnahmen, Panoramaschichtauf-
nahmen und Ferntröntgenaufnahmen. 
Der Unterschied zur Humanmedizin ist, 
dass die Fachkunde bereits an den meis-
ten Universtäten während des Studiums 
gelehrt wird und man nach der Approba-
tion gleichzeitig auch eine Fachkunde im 
Strahlenschutz im Bereich des zahnärztli-
chen Röntgens erhält. Das ist ein beson-
deres Privileg der Zahnmedizin, da an-
sonsten Zahnärztinnen und Zahnärzte 
die Fachkunde postgradual in externen 
Kursen mit einer abschließenden Prüfung 

erwerben müssten. Die Fachkunde muss 
alle fünf Jahre aktualisiert werden. Die 
Behörden in den einzelnen Bundeslän-
dern legen fest, wie und wo die Fach-
kunde und die dafür notwendige Aktu-
alisierung erfolgen. Der Strahlenschutz 
kann dabei in unterschiedlichen, län-
derspezifisch definierten Behörden ge-
regelt werden (z. B. Innenministerium, 
Umweltministerium etc.). Die nachge-
ordneten zahnärztlichen Röntgenstellen 

sind meist bei den Zahnärztekammern 
verortet. 

Man stolpert dennoch immer wieder 
über die Fehlinformation bezüglich 
der „generellen Notwendigkeit“ der 
Anfertigung von Röntgenaufnahmen 
und verunsichert somit die Zahnärzte-
schaft. Können Sie uns das bitte noch 
einmal genau einordnen?

Eigentlich sollte das Thema „Rechtferti-
gende Indikation nach § 83 Strahlen-
schutzgesetz“ juristisch hinlänglich be-
kannt sein. Mich verwundert es selber, 

dass die Kassen diesen eindeutigen Sach-
verhalt teilweise falsch interpretieren und 
zusätzliche Röntgenaufnahmen für die 
kassenzahnärztliche Abrechnung anfor-
dern. Bereits in der Richtlinie des Gemein-
samen Bundesausschusses (G-BA) von 
2003 steht zur Röntgendiagnostik ganz 
klar: „Die Röntgenuntersuchung gehört 
zur vertragszahnärztlichen Versorgung, 
wenn die klinische Untersuchung für eine 
Dia gnose nicht ausreicht (…). Röntgen-

DIE RECHTFERTIGENDE INDIKATION IST ALSO IMMER IM 
EINZELFALL ZU ENTSCHEIDEN, MIT DER ENTSPRECHENDEN 

FACHKUNDE UNTER BEACHTUNG DER RECHTLICHEN GRUNDLAGE. 
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untersuchungen dürfen nur durchgeführt 
werden, wenn dies aus zahnärztlicher In-
dikation geboten ist. (…) Vor Röntgen-
untersuchungen ist stets abzuwägen, ob 
ihr gesundheitlicher Nutzen das Strahlen-
risiko überwiegt.“ Hier ist eindeutig abge-
bildet, dass die rechtfertigende Indikation 
entscheidend ist. Komischerweise ist das 
an den ausführenden Stellen anscheinend 
nicht immer bekannt. Ich habe die Diskus-
sionen auch immer wieder mit den Kolle-
gen bei meinen Strahlenschutzkursen. Sie 
sagen: „Aber die KZV verlangt Röntgenbil-
der“. Hier ist eine große Unwissenheit in 
der Kollegenschaft und bei den KZVen. 
Darauf sollte man ggf. mit einer Ableh-
nung der Anfertigung von nicht medizi-
nisch indizierten Röntgenbilden reagieren 
und den Verweis der rechtfertigenden In-
dikation zugrunde legen. 

Es besteht durchaus eine Diskrepanz 
zwischen kassenrechtlichen Anforde-
rungen und der gesetzlichen Grund-
satzregelung zur Indikationsstellung 
bei Röntgenaufnahmen. Worin liegt 
diese?

Ich kann mir das nur so erklären, dass 
die kassenrechtlichen Anforderungen ein-
fach zu veraltet sind, also vor 2003, und so-
wieso nicht mehr gültig wären. Früher gab 
es die rechtfertigenden Indikationen nicht 
als Rechtskonstrukt. Somit müssen die 
Anforderungen umgehend überarbeitet 
werden. Augenscheinlich ist es ja im Do-
kument des G-BA bereits eindeutig fest-
gelegt, welches den Kassen entsprechend 
vorliegt. Einzig und alleine der Zahnarzt 
mit Fachkunde entscheidet, ob und wie 
alt Röntgenaufnahmen für die einzelne 
Therapieentscheidung sein sollten. So-
wohl die frühere Röntgenverordnung als 
auch das an ihrer Stelle jetzt gültige 
Strahlenschutzgesetz fordern diese indi-
viduelle Entscheidung für die Anferti-
gung einer Röntgenaufnahme. 

Hätten Sie ein Beispiel für die Wichtig-
keit der vom Gesetzgeber geforderten 
Einzelfallentscheidung?

Ein einfaches Beispiel mag die Sinnhaf-
tigkeit der vom Gesetzgeber geforderten 
Einzelfallentscheidung verdeutlichen. Ein 
45-jähriger Patient weist eine aggressiv 
und schnell fortschreitende generalisierte 
Parodontitis auf, die letzte Röntgenauf-
nahme vor geplanter Therapie ist sieben 

Monate alt und die klinische Situation 
zeigt multiple putride tiefe Taschen an 
allen Restzähnen. Nun stellen Sie sich den-
selben Patienten vor, der zwar auch einer 
PAR-Therapie bedarf, jedoch klinisch außer 
tiefen Taschen keinerlei akute Infektions-
zeichen und/oder eine aggressive Progre-
dienz aufzeigt. Im Fall Nummer 1 macht 
vermutlich eine neue Röntgenaufnahme 
Sinn, während man in Fall 2 höchstwahr-
scheinlich auf die sieben Monate alte Auf-
nahme zurückgreifen kann, ohne irgend-
ein relevantes Problem mit der Therapie 
zu verursachen. Die Abstimmung auf den 
Einzelfall macht also auch klinisch durch-
aus Sinn, zudem eine Röntgenaufnahme 
immer nur eine Ergänzung zur Anamnese 
und zum klinischen Befund  darstellt. 

Was möchten Sie den Zahnärztinnen 
und Zahnärzten für ihre weitere Praxis 
mit auf den Weg geben?

Ich würde hier empfehlen, wie in ande-
ren Bereichen auch, immer auf das Wissen 
von Röntgenexperten zurückzugreifen 
und bestimmte Aussagen genau zu diffe-
renzieren.

Wir sollten uns vor Augen führen, dass 
wir in der Zahnmedizin aufgrund der be-

reits im Studium erworbenen Fachkunde 
privilegiert sind. Das wird in anderen me-
dizinischen Bereichen durchaus mit Arg-
wohn gesehen. Daher ist die Einhaltung 
der juristischen Bestimmungen für das 
zahnärztliche Röntgen äußerst wichtig 
und bedarf verantwortungsbewusster 
und vernünftiger Entscheidungen nach 
Abwägung aller Beurteilungskriterien im 
Sinne des Patienten. Momentan ist alles 
zugunsten der Zahnärzteschaft geregelt. 
Dieses Vertrauen sollten wir nicht ver-
spielen. 

Vielen Dank für das aufklärende Ge-
spräch. 

Strahlenschutz-
gesetz § 83

Richtlinie des 
Gemeinsamen 
Bundesausschusses

© karelnoppe/Shutterstock.com

D I A G N O S T I K

033DENTALZEITUNG – 2 2021


